
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! „Mitreden – Mitgestalten“ – unter diesem Motto stand der Dialog- und Betei-

ligungsprozess zur Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), der mit einer Auftakt-
veranstaltung am 6. November 2018 seinen Anfang genommen hat und am 10. Dezem-
ber 2019 mit der Übergabe eines vorläufigen Abschlussberichts sein Ende gefunden hat.
Auf insgesamt 118 Seiten zeichnet der Bericht – so ist es in der Einleitung zu lesen – das
Meinungsbild nach, das im Rahmen des Beteiligungsprozesses gewonnen werden konnte,
indem er dessen Verlauf und dessen Ergebnisse umfassend abbildet. „Er schafft damit die
Grundlage für nachfolgende Auswertungen und Entscheidungen, die für die Erarbeitung
eines Gesetzentwurfs zur Modernisierung der Kinder- und Jugendhilfe notwendig sind.“
(S. 9). Bei der Abschlussveranstaltung zum Dialogprozess am 10. Dezember 2019 hat die
Bundesfamilienministerin einen ersten Gesetzentwurf für das Frühjahr 2020 angekündigt.
Einzelne Länder sind inzwischen ungeduldig geworden. Sie sehen einen akuten Hand-
lungsbedarf bei der Verschärfung der Vorschriften zur sog. Heimaufsicht und zur Zuläs-
sigkeit von Auslandsmaßnahmen. Sie sind mit einer Bundesratsinitiative vorgeprescht,
die die einschlägigen Änderungen aus dem Kinder und Jugendstärkungsgesetz aufgreift
(Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in stationären Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe –Bundesratsdrucksache 621/ 19-Beschluss). „In
dieser Sache besteht dringender Handlungsbedarf! Kinder und Jugendliche vor Gewalt,
Erniedrigungen und Demütigungen zu schützen: Damit können wir nicht warten. Dafür
hat kein Mensch in unserem Land Verständnis. Die so dringend gebotene Stärkung der
Einrichtungsaufsicht darf nicht weiter aufgeschoben, sondern muss jetzt durch diese ge-
sonderte Initiative angepackt werden“, so begründete der Sozialminister des Landes
Schleswig-Holstein die Initiative in seinem Redebeitrag im Bundesrat.
Im Bundestag ist aber inzwischen auch ein anderes Thema erneut auf die Tagesordnung
gekommen, mit dem sich bereits das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz befasst hat: die
Beteiligung junger Menschen an den Kosten stationärer Hilfen in Einrichtungen und Pfle-
gefamilien. Nach der aktuellen Rechtslage werden junge Menschen für stationäre Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe zu einem Kostenbeitrag in Höhe von 75 % ihres
(bereinigten) Einkommens herangezogen (§ 94 Abs. 6 Satz 1 SGB VIII). Die Jugendämter
können im Einzelfall ganz oder teilweise von der Heranziehung absehen, wenn das Ein-
kommen aus einer ehrenamtlichen oder vergleichbaren Erwerbstätigkeit stammt (§ 94
Abs. 6 Satz 2 und 3 SGB VIII). Es besteht sowohl im fachpolitischen Diskurs als auch in
der politischen Debatte zur Weiterentwicklung des Kinder- und Jugendhilferechts ein
breiter Konsens im Hinblick auf eine notwendige Reduzierung Kostenbeitrags junger
Menschen. Nachdem im Kinder- und Jugendstärkungsgesetz insoweit eine Reduzierung
auf 50 % vorgesehen war, fordern die Parteien DIE LINKE und die FDP nun eine vollstän-
dige Abschaffung des Kostenbeitrags. In der öffentlichen Anhörung im Familienausschuss
des Deutschen Bundestags am 9. März 2020 hat die Mehrheit der Sachverständigen die-
sen Antrag unterstützt, der Verfasser des Editorials hat sich für eine Senkung auf 25 %
ausgesprochen und dies mit der Zielsetzung der Kinder- und Jugendhilfe begründet, jun-
ge Menschen zu einer eigenverantwortlichen Lebensführung zu befähigen. Dazu zählt
auch die Fähigkeit, mit dem monatlichen Einkommen verantwortungsvoll umzugehen
bzw. diese Fähigkeit zu erlernen. Dabei ist zu bedenken, dass über die monatlichen Leis-
tungen des Jugendamtes nicht nur die Kosten der Unterkunft, sondern der gesamte lau-
fende Bedarf (Taschengeld, Bekleidung) zum Unterhalt der jungen Menschen abgedeckt
ist; sie also das Geld, das sie im Rahmen ihrer Erwerbstätigkeit verdienen, zusätzlich erhal-
ten. Eine vollständige Freistellung würde damit falsche Signale setzen.
Welche Schlussfolgerungen das Bundesfamilienministerium aus den Ergebnissen des Dia-
logprozesses zieht, wie der Deutsche Bundestag mit dem Gesetzentwurf des Bundesrats
umgeht und welche Schlüsse er aus der Forderung zur Abschaffung des Kostenbeitrags
junger Menschen ziehen wird, dies ist gegenwärtig noch nicht abzusehen. Schließlich
wird sich in den nächsten Wochen auch zeigen, inwieweit die inzwischen fortgeschritte-
ne Corona Pandemie Einfluss auf Gesetzgebungsprozesse wie diesen haben wird.
Bleiben Sie gesund!

Ihr

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner
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